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7. Nachrichtliche Übernahme

Es ist nicht auszuschließen, dass im Änderungsgebiet Bodendenkmale angetroffen werden.

Das Denkmalschutzgesetz vom 6. Januar 1998 regelt im ä 11 die Pflichten und Verfahrensweise beim

Auffinden von Bodendenkmalen. Zur Information für die Bauherren und die Baudurchfiihrenden wur-

de diese Vorschrift auszugsweise im Wortlaut in den Plan übernommen.

8. Maßnahmen der Bodenordnung und Planrealisierung

Auf Grund der bei Einleitung des Änderungsverfahrens noch vorhandenen Grundstücksstruktur und

unterschiedlichen Eigentumsverhältnisse war erkennbar, dass die geplante städtebauliche Entwicklung
nur durchgesetzt werden kann, wenn im Gebiet eine Bodenordnung, d.h. eine Grundstücksneuordnung
erfolgt. Deshalb bemüht sich die Stadt mittelfristig um den Erwerb der noch privaten bzw. sich im

Eigentum einer Stiftung befindlichen unbebauten Flächen. Diese sollen dann zu gegebener Zeit an

einen oder mehrere private Investoren veräußert werden.

Für die außerhalb des Anderungsgebietes geplanten Ausgleichsmaßnahmen (Baumpflanzungen) wird

die Stadt eigene Flächen zur Verfiigung zu stellen. Zur Durchfiihrung der Maßnahmen wird die Stadt

städtebauliche Verträge mit den Grundstückserwerbem abschließen.

9. Verfahrensablauf

1. Einleitungsbeschluss der 1. Änderung 16.12.1999

2. Frühzeitige Bürgerbeteiligung 25 .01.2000- 08.02.2000

3. Frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 20.12.1999- 24.01.2000

4. Auslegungsbeschluss 24.05.2000

5. Öffentliche Auslegung l3.07.- 14.08.2000

7. Rechtsgrundlagen

— Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I

S. 2414) in der am Tag des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung
- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung — BauNVO) in

der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBI. I S. 132, 1993 BGBI. I S. 466)
- Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 S. 58)
- Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern vom 06. Mai 1998 (GVOBl. M-V Seiten 468,

612), geändert durch das Gesetz vom 16.12.2003 (GVOBl. M—V S. 690)
- Gesetz zum Schutz der Natur und der Landschaft im Lande Mecklenburg-Vorpommern (LNatG

M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Oktober 2002 (GVOBl. M-V 2003 S. 1)

Da das Planverfahren bereits vor dem Inkrafttreten des Europarechtsanpassungsgesetzes Bau förmlich

eingeleitet wurde, finden fiir dieses Planverfahren gemäß ä 233 Abs. 1 BauGB i.V.m. ä 244 Abs. 2

BauGB noch die Vorschriften des Baugesetzbuches in der vor dem 20. Juli 2004 geltenden Fassung
(BauGB 1998 vom 27. Augustl997 — BauROG) Anwendung.
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